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Vorwort zur ersten Ausgabe.

Mit der Verkündigung der Militärstrafgerichts­
ordnung für das Deutsche Reich vom 1. Dezember 
1898 ist die Militärrechtspflege des Heeres und der 
Marine in eine neue Phase getreten.

Ein einheitliches Verfahren ist — den Bestim- 
mungen des Art. 4 Nr. 14 und des Art. 61 der 
Reichsverfassung entsprechend — für die gesammte 
deutsche Streitmacht zur Einführung gelangt und 
durch die Bildung des bayerischen Senats bei dem 
Reichsmilitärgericht —- Reichsgesetz vom 9. März 
1899, R.G.Bl. S. 135 — sowie 'durch die Vor­

schriften der §§ 85, 86 M Str.G O. über Ent­
scheidungen des Plenums ist zugleich die lang er­
sehnte Einheitlichkeit der Rechtsprechung gewährleistet.

Ueberall auf dem Boden der modernen Rechts­
auffassung stehend, schließt sich die Militärstrafge- 
richtsordnung in ihren wesentlichen Prinzipien an 
die Vorschriften der bürgerlichen Strafprozeßord­
nung für das Deutsche Reich an und geht sogar in 
manchen Beziehungen — namentlich mit der Ein-
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führung der Berufung gegen kriegsgerichtliche Urtheile 
und mit der Aufnahme des Nacheides — noch über 
diejenigen Errungenschaften hinaus, welche die Ent­
wicklung der bürgerlichen Strafrechtspflege bisher 
zu erreichen vermochte. Im übrigen weicht sie von 
der Letzteren nur insoweit ab, als dies die Aufrecht­
erhaltung der militärischen Disziplin und die Eigen­
art des militärischen Dienstes gebieterisch erheischt. 

Bei der engen Anlehnung an die bürgerliche 
Strafprozeßordnung, aus welcher eine große Reihe 
von Bestimmungen theils wörtlich, theils mit ge­
ringen Abweichungen übernommen ist, war es die 
Aufgabe des Verfassers, die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts, soweit sic sich auf die gemeinsamen 
Rechtsnormen bezieht, eingehend zu berücksichtigen' 
zugleich nlußte im Anschluß an die „Begründung" 
des Entwurfs sowie an die Ergebnisse der kommissa­
rischen Berathungen im Reichstage eine Erörterung 
der militärischen Verhältnisse Aufnahme finden, 
welche zum Verständnisse der gesetzlichenBestimmungen 
und der ihnen entsprechenden militärischen Einrich­
tungen erforderlich war.

Andererseits ergab sich aus dem Zwecke des 
Kommentars, eine bequeme, übersichtliche Ausgabe 
für den Praktiker darzubieten, die Nothwendigkeit 
einer strengen Beschränkung. Längere Wissenschaft-
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liche Darlegungen muhten vermieden und aus der 
Fülle des Materials durfte nur dasjenige ausge- 
wählt und in kurzen Anmerkungen verwendet werden, 
was zur Klarstellung der einzelnen Gesetzesvor- 
schriften erforderlich erschien. Die ursprünglich be- 
absichtigte Einarbeitung der Ausführungsbestim­
mungen muhte für die vorliegende Ausgabe unter­
bleiben, weil die Emanation derselben wider Er- 
warten bisher nicht stattgefunden hat.



Vorwort zur zweiten Ausgabe.

Nachdem durch die Allerhöchsten Kabinetsordres 

vom
28. Dezember 1899

26. März 1900
in Verbindung mit den Ver-

fügungen des Kriegsministeriums vom 2. Januar 
1900 und des Reichskanzlers (R.MA.) vom 26. März 
1900 die Ausführungsbestimmungen zur Militär- 
strafgerichtsordnung für das Preußische Heer und 
die Kaiserliche Marine erlassen sind, ist die durch das 
Vorwort der ersten Ausgabe in Aussicht gestellte 
Ergänzung des Kommentars möglich geworden. 
Die einzelnen Ausführungsbestimmungen für das 
Heer sind mit besonderem Druck den betreffenden
Paragraphen angefügt. In gleicher Weise sind die 
Ausführungsbestimmungen für die Kaiserliche Marine, 
insoweit sie wesentliche Besonderheiten enthalten, in 
den Text eingearbeitet, außerdem aber als Ganzes im 
„Anhang" wiedergegeben.
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Der Anhang enthält neben den erwähnten Aus­
führungsbest. für die Marine:

1. A.C.O. vom 28. Mai 1960 betr. Ausf.-B. 
zu §§. 37, 65, 422 M.Str.G.O.

2. Gesetz, betr. die militärische Rechtspflege 
im Kiautschou-Gebiet vom 25. Juni 1900.
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Erster Theil.

Gerichtsverfassung.
Erster Titel.

Umfang der MilitSrstrafgcrichtsbarkeit.
1. Der Militärstrasgcrichtsbarkcit sind, soweit 

nicht die folgenden Paragraphen ein Anderes be­
stimmen, wegen aller strafbaren Handlungen unter­
stellt:

1. die Militärpersoncn des aktiven Heeres und der 
aktiven Marines

2. die zur Disposition gestellten Offiziere, Sanitäts­
offiziere und Ingenieure des Soldatenstandcs;^

3. dicStudirenden^ der Kaiser Wilhelms-Akademie 
für das militärärztliche Bildungsmesen:

4. die Schiffsjungen, solange siecingcschifft fhib;4
5. die in militärischen Anstalten versorgter: invaliden 

Offiziere und Mannschaften^
6. die nicht zum Soldatenstande gehörigen Offiziere 

a la suite und Sanitätsoffiziere ü la suite, wenn 
und solange sie zu vorübergehender Dienst- 
leisumg zugelassen find;6

Herz, Militürsrrafgerichtrorduung. 1
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7. die verabschiedeten Offiziere, Sanitätsoffiziere 
und Ingenieure des Soldatenstandes, wenn 
und solange sic als solche oder als Militär­
beamte im aktiven Heere oder in der aktiven 
Marine vorübergebend wieder Verwendung 
findens

8. die in den 155, 157, 158, 166 des Militär­
strafgesetzbuchs bezeichneter! Personen, solange 
sie den Militärstrafgesetzen unterworfen sind-

l Begr. S. 62—72. KB. S. 3-32
1 Unter Militärpersonen des aktiven Heeres und der 

aktiven Marine sind die Personen des Soldatenstandes 
und die Militärbeamten zu verstehen, welche zum Heere 
oder zur Marine gehören 4 M.Str.G B.

Anl. 1 zum M.Str.G.B
§. 38 R.M.G.
§§. 26, 80 Gei., betr. Aenderungen der Wehrpflicht 

vom 1. Februar 1888 R.G Bl. S. 11 und Art. 1, 
Art. 11 ibid. Verordnung betreuend die Klaffeneintheilung 
der Militärbeamten des Reichsheeres und der Marine 
vom 29. Juni 1880. RGBl. S. 169 ss.

2 Marine-Ingenieure und Torpedo Ingenieure.
3 Die Mehrer sind regelmäßig aktive Offiziere oder 

Offiziere z. D. Ihre Unterstellung unter die M.Str.G.O. 
ergiebt sich somit aus Nr. 1 und 2

4 cf. §. 32 M.O. und Bestimmungen nir die Aus­
bildung der Schiffsjungen vom 1. Dezember 1896.

5 Zu den „Mannschaften" gehören auch die Unter­
offiziere inkl. der Deckoffiziere.

6 cf. §. 2 Abs. 3 des Einführungsgesetzes zmn 
M.Str.G.B. Unter Offizieren und Sanitätsoffizieren 
a la suite sind diejenigen Offiziere a la suite der Armee 
oder eines Kontingents, sowie diejenigen Sanitätsoffiziere
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ä la suite bco Sanitätskorps zu verstehen, welche nicht 
zum Soldatcnstande gehören. Sie unterscheiden sich da­
durch von den Offizieren ü la suite von Truppenteilen, 
gleichviel, ob sic in einer etatsmäftigen Stelle stehen oder 
ohne Kompetenzen nut' längere --Zeit beurlaubt sind. et. 
Begr. S. 64, 65.

7 Bei Besetzung der Kriegsgerichte und Oberkriegs^ 
gerichte, bei der Verfügung der Anklageerhebung und der 
Einstellung des Verfahrens ist der frühere Dienstrang 
und der ihnen zustehende Diensttitet massgebend, 
of. Begr. L. 65 Gerichtsherrliche Anständigkeit cf. §. 80. 
Bez. ihrer ehrengerichtlichen Stellung cf. A.CO. vom 
27. 3uni 1890. Armee Ver Bl. S. 157.

2.1 Den bürgerlichen Behörden bleibt die Unter- 
suchimg undErttscheidung wegen Zuwiderhandlungeti^ 
gegen Finanz- undPolizeigcsctze? Jagd- und Fischerei- 
gesetzt, sowie gegen Verordnungen dieses Inhalts 
überlassen, wenn die Handlung nur mit Geldstrafe* 
ltnb Einziehung oder mit einer dieser Strafen be­
droht ist. Der Vollzug der an die Stelle der Oklb- 
strafe tretenden Freiheitsstrafe ist mittelst ErsllchenS 
der Militärbehörde^ zu bewirken. War die Geld­
strafe wegen Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
durch Strafbescheid der Verwaltungsbehörde fest­
gesetzt, so erfolgt die Umwandlung in eine Freiheits­
strafe durch den zuständigen Gerichtsherrn nach Maß­
gabe des 463.

1 Seitens des Reichstages eingefügte Ausnahme von 
der in 1 enthaltenen Regel. K.B. S. 7.

1*
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2 Alle Zuwiderhandlungen, also auch solche, welche 
sich als Vergehen charakterinren

3 der Inhalt des Polizeigesetzes zugleich als 
militärischer Befehl in Dienstsachen erlassen, so stellt sich 
die Uedertretung als Ungehorsam im Sinne bcr §§. 92 ff. 
M.Str G B. dar. Derselbe ist — soweit nicht nach §. 3 
des Einf.-Ges. zum M Srr.G.B. disziplinäre Ahndung 
eintritt — in den Formen der M.Str.G.D zur Ad 
urtheilung zu dringen. Als Ausnahme von der allge­
meinen Regel ist übrigens die Bestimmung des §. 2, ein­
schränkend anszulegen Lo ist z. B. die auf Grund 
internationaler Vereinbarung erlassene Verordnung vom 
9. Mai 1897 zur Verhütung deS Zusammenstoftcs von 
Schiffen aus See als Polizeigesetz tut Sinne des §. 2 
nicht anzusehen. Die Handhabung Seiner Majestät 
Schist'e trägt immer einen militärischen Charakter, welcher 
mit der Landespolizei nichts zu thun hat.

In gleichem Sinne ist in einem Spezialfalle von 
maftgedender Stelle der $. 3 der Preu ft. M.Str.G.D 
vom 3. April 1845, welchem §. 2 der neuen M.Str.G.D 
entspricht, ausgelegt worden.

4 Die Zuständigkeit der bürgerlichen Behörden wird 
dadurch nicht ausgeschlossen, daft für den Unverntögenssall 
eine Freiheitsstrafe angcdroht ist. Die Aenderung der 
Strafandrohung zieht gegebenen Falls ohne Weiteres die 
militärgerichtliche Zuständigkeit nach sich. cf. W. S. 7.

5 Es ist dies der zuständige Gerichtsherr.
Ausf.-Kest. A. u. M. Für den Vollzug der an 

die Stelle der Geldstrafe tretenden Freiheitsstrafe ist, 
wenn es sich um eine Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen 
handelt (vergleiche §.16 der Militärstrafgerichtsordnung), 
der Gerichtsherr der niederen, sonst der der höheren 
Gerichtsbarkeit zuständig.

3.1 Der bürgerlichen Strafgerichtsbarkeit unter­
liegen Oie Militärpersonen des aktiven Heeres und
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der aktiven Marine, sofern sie nicht dem Offizier­
stand angehören, wegen Amtsverbrechen oder AmtS- 
vergehen,? welche sie bei einstweiliger Verwendung 
im Civildienstc des Reichs, eines Bundesstaats oder 
einer Kommune begangen haben.

In diesen Fällen greift die Militärstrafgerichts­
barkeit Platz, wenn mit der Handlung chic Zuwider­
handlung gegen die Militärstrafgesetze zusammentrifft.

1 Aom Reichstage beschlossene Ausnahme von der
Regel des §. 1. .^l.B. L. 9.

2 cf. Tl). II 'Jlbirtpi. 28 RLtr.G.B.
H. u. W. den fallen des §. 3

Absatz 2 Imt der Gerichtsberr, der die Aollsueckung der 
Freiyeitsslrase anordnet 451; den Zeitpunkt des 
Ltrasamritts der gmachst vorgesetzten (5ivilbel)örde des 
Beüraiten ungesäuntt mit »uttieilvn.

4 1 Haben sich bei einer Zuwiderhandlung gegen 
die allgemeinen Strafgesetze mehrere Personen, von 
welchen die eine der militärischen, die andere der 
bürgerlichen Gerichtsbarkeit unterstellt ist, als Thäters 
Theilnehmer? Begünstiger* oder Hehler^ betheiligt, 
oder find zwischen solchen einer verschiedenen Ge­
richtsbarkeit unterstellten Personen wechselseitige Be­
leidigungen b oder KvrperverletzungenO vorgekommen, 
so kann die betheiligte Militärperson dem bürger­
lichen Gerichte zur Untersuchung und Aburtheilung 
des Falles übergeben werden.

1 fakultative, vom Reichstage beschlossene Aus­
nahme von der Regel des §. 1. K.B. S. 12.
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2 Wenn §. 4 von „Thätern" spricht, so können nur 
solche Fälle gemeint sein, wo der Thatbestand einer straf­
baren Handlung durch die Thätigkeit mehrerer Personen, 
die sämmtlich mit dem Thälerwillen, aber nicht in be 
wustt gewolltem Zusammenwirken handeln, verwirklicht 
wird. Der „Mitthäter" fällt unter den Begriff des 
Theilnehmcrs. cf. A. 3 zu diesem Paragraph und 66 
:st'.Ltr.^.B.

putsch, des :)i.Ctf. vom 19. De;eniber 1893. 
Bd. XXV. 2. 17

:t cf. §§. 47 ff. 9r.2tr.H.B.
* cf. §§. 267 ff. P.Ltr.G.B.
•'» cf. 186 n. N Ltr.G.B.
ö cf. §§. 223 ff. :)i.Ltr (tt B.

5. Der Militärstrafgerichtsbarkcit sind ferner 
unterstellt:

1. die Personen des lkurfaubtciiftaHt)C51 und die 
denselben gesetzlich gleichstehendcn Personen3 
wegen Zuwiderhandlungen gegen die auf sie 
Anwendung findenden Vorschriften3 der Militär­
strafgesetze ;

2. die demBeurlaubtenstand angehvrcnden Offiziere, 
Sanitätsoffiziere und Ingenieure des Soldaten­
standes wegen Zweikampfs mittödtlichen SBoffcn, 
wegen Herausforderung oder Annahnte einer 
Herausforderung zu einem solchen Zweikainpf 
und wegen Kartelltragens;♦

3. die im 1 Nr. 6 bezeichneten Personen, auch 
wenn sie nicht zur Dienstleistung zugelassen sind, 
wegen der in der Militärunisoxm begangenen
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Zuwiderhandlungen gegen die militärische Unter­
ordnung ;5

4. Ausländer und Deutsche wegen der in den
88- 160, 161 des Militärstrafgesetzbuchs be­
zeichneten strafbaren Handlungen.^

1 § 15 des Wchrgesetzcs. §. 66 R.M.G. Art. II 
§. 11 des Gei. betr. Aenderungen der Wehrpflicht vom
II. Februar 1888 R G Bl. S. 11. §. 109 Nr. 4 der
Wehrordnung.

2 Art. 11 26, 80 des Ges. vom 11. Febr. 1882.
cf. §§. 6, 10 Abs. 2, 42 Abs. 2, 64 ff., 81 ff., 101,

113, 126 M Ltr.G.B., §. 60 Nr. 3 R MG
4 cf. §§. 201 n. R.LtrG.B.
5 ltonseauenz von 2 Abs. 3 des (Lins -Ges. zum 

M Ltr.G.B
" cf. §. 80 A. 1.

6. Die Militärpersonen des aktiven Heeres und 
der aktiven Marine1 sind, soweit nicht die folgenden 
Paragraphen ein Anderes bestimmen, auch wegen 
der vor dem Diensteintritte2 begangenen strafbaren 
Handlungen der Militärstrafgenchtsbarkeit unterstellt.

1 cf. 8 1 Nr. 1.
2 D. h. vor dem Zeitpunkte der Zugehörigkeit zum 

aktiven Heer oder der aktiven Marine.

7.1 Die zur Erfüllung ihrer gesetzlichen oder frei- 
tvillig übernommenen Dienstpflicht in das Heer oder 
in die Marine eingestellten Militärpersonen treten 
wegen einer vor dem Diensteintritte begangenen Zu- 
tviderhandlung gegen die allgemeinen Strafgesetze 
nicht unter die Militärstrafgerichtsbarkeit:
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1. wenn vor dem Diensteintritte wegen der Zu­
widerhandlung ein vcrurtheilendcs oder frei­
sprechendes Urtheil ergangen oder ein Straf­
befehl 2 zugestellt war,

2. wenn die Entlassung aus dem aktiven Dienste 
erfolgt,' die Entlassung^ findet statt, wenn eine
Verurtheilung zu einer Freiheitsstrafe von mehr 
als sechs Wochen oder im Falle der Verur- 
theilung szu einer Geldstrafe die Vollstreckung 
eitler cm Stelle derselben tretenden Freiheits­
strafe voll gleicher Dauer zu erwarten ist>

War vor denl Diensteintritte die Eröfftlung des 
Hauptversahrens bereits beschlossen, so must, sofern 
die Entlassung llicht erfolgt, in der Sache militär- 
gerichtlich ersannt werden.

1 §§• 7—9 enthalten Ausnahmen von der Regel des 
§. 6. — §. 7 bezicht sich nicht auf die im Heere mib in 
der Marine angestellten Offiziere, Sanitätsoffiziere, Militär 
beamten und Fähnriche. cf. W. S. 15.

2 cf. §. 447 R.Str.P O. Ge richtlicher Strafbefehl.
3 cf §. 18 R MG. Die Einstellung solcher Ange­

klagten in das Heer ist untersagt.
4 Der mit der höheren Gerichtsbarkeit betraute Be­

fehlshaber hat die Entlassung dann bei dem komman- 
direnden General zu beantragen, wenn imdi seiner Ansicht 
in dem Einzclfallc eine höhere Strafe zu erwarten ist. 
Wird die Erttlasfung nicht verfügt, hält aber anderseits 
das Militärgericht eine, die hier angegebenen Strafgrcnzen 
überschreitende Strafe für angemessen, so ist nach §. 330 
Abs. 1 zu verfahren. In der Marine wird die Ent 
lassung durch den zuständigen Stationschcf verfügt.

A.E O. Vom 19. März 1891. M V Bl. S. 42.
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Die Bestimmungen des §. 7 finden auf die bis 
zur Entscheidung über ihr ferneres Militär-verhältniß 
zur Disposition der Ersatzbehörden entlassenen und 
später von Neuem für den aktiven Dienst ansgc- 
hobenen Mannschaften wegen der vor der Wieder­
einziehung begangenen Zlnviderhandlungcn gegen 
die allgemeinen Strafgesetze entsprechende Anwen­
dung.

1 cf. §. 55 N M 6). §. 82 Nr. 5 c der Wehrordnung. 

9. Die zürn Dienste einberufenen Personen des 
Beurlaubtenstandes und die denselben gesetzlich gleich- 
stchenden Personell treten wegen der Zuwiderhattd- 
lullgen, die sic vor dem Tage, zu welchem sie ein- 
bernfen sind, gegen die allgemeinen Strafgesetze be­
gangen haben, nicht unter die Militärstrafgerichts­
barkeit. Während der Dauer der DienstleisUmg 
darf jedoch ohne Zustimmung 2 der Militärbehörden 
die Untersuchungshaft nicht verfügt, auch eine Haupt- 
verhandlung nur abgehalten werden, wenn der An­
geklagte von der Verpflichtung, in derselben zu er­
scheinen, entbunden ist?

Wegen einer während der Dienstleistung be­
gangenen strafbaren Handlung körnten die im Ab­
satz 1 bezeichneten Personen den bürgerlichen Ge­
richten übergeben werden, sofern lediglich eine Zu- 
widerhattdluttg gegen die allgemeinen Strafgesetze 
in Frage steht.

1 cf. §. 5 A. 1. 2.



10 Militärstrasgerichtsordn. I. Theil. Gerichtsverfassung.

2 Es ist selbstverständlich, dah mit der Ertheilung der 
Zustimmung zur Verhängung der Untersuchungshaft die 
Entlassung aus dem aktiven Dienste einzutreten hat. 
cf. Begr S. 71 und Ausf.Best.

3 Für die Dauer einer hiernach erforderlich werdenden 
Aussetzung des Verfahrens ruht die Verjährung der Straf 
Verfolgung.

of. Ges. vom 26. Mürz 1893. N.G.Bl. S. 133. 
Ausf.-Krst. A. U. M. Die in den Fällen des §. 9 

Abs. 1 erforderliche Zustimmung der Militärbehörde zur 
Verhängung der Untersuchungshast bleibt dem zuständigen 
Gerichtsherrn der höheren Gerichtsbarkeit vorbehalten. 

Im Falte der Zustimmung ist die Entlassung des zu 
Verhaftenden aus dem aktiven Dienste herbeizuführen.

10.l Durch die Beendigung2 des die Militärstraf- 
gerichtsbarkeit begründeten Verhältnisses wird hin 
sichtlich der vorher begangetlen strafbaren Handlungen 
die Zuställdigkeit der Militärgerichte nicht aufge- 
hoben.

Sie hört jedoch auf in Ansehung solcher gegen 
die allgemeinen Strafgesetze begangenen Zmvider- 
hmldlungen, tvelche mit einem militärischen Ver­
brechen oder Vergehen nicht zusaultnentreffell, es sei 
beim, daß bereits die Anklage erhoben (vgl. §. 258) 
oder eine Sirasverfügung des Gerichtsherrn lvgl. 
8- 349) zugestellt war.

1 Die Militärstrafgcrichtsbarkeit ist nach Entlassung 
des Verdächtigen zuständig:

a) soweit militärische Verbrechen oder Vergehen zu 
ahnden sind;

b) soweit solche ideell oder real mit bürgerlichen Straft 
thaten konkurriren;
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o) wenn Anklage erhoben oder eine Strafverfügung 
zugestellt ist.

2 Während schwebender militärgerichtlicherUntersuchung 
darf der Beschuldigte selbst dann nicht entlassen werden, 
wenn seine aktive Dienstzeit beendet ist; nur dann, wenn 
in Gemässheit des §. 10 Abs. 2 die Militärstrafgerichts- 
barkcit aufhört, ist der Angeschuldigtc — bei Abgabe der 
Untersuchung an die Civilbehörden — nach Beendigtlng 
der aktiven Dienstzeit zu entlassen.

Ist der Angeschuldigtc verhaftet, so empfiehlt es sich, 
rechtzeitig vor Entlassung aus dein aktiven Dienst die 
zuständige Eivilbehörde von dem Sachverhalt in Kennt- 
niss zu setzen, damit letztere ihrerseits die erforderlichen 
Massnahmen behuw Herbeiführung eines civilrichterlichen 
Haftbefehls 311 treffen vermag.

Bon Seiten der Preussischen Armee-Verwaltung ist in 
einem Spczialialle dahin Stellung genommen, dass — im 
Gegensatz zu der vorstehenden Auffassung — deut Ange­
schuldigten , welcher seine Dienstzeit beendet hat, die 
geforderte Entlassung mit dem aktiven Dienst nicht ver­
sagt werden dars.

11 Macht sich eine der int §. 1 Nr. 1 bezeich­
neten Personen innerhalb eines Jahres nach Be- 
cndigung des die Militärstrafgerichtsbarkeit begrün- 
dendeu Verhältnisses wegen' der ihr während der 
Dienstzeit widerfahrenen Behandlung einer Be­
leidigung,2 Körperverletzung2 oder Herausforderung 
zurrt Zweikampfe2 gegenüber einem früheren nrili- 
tärischen, kroch im aktiven Dierlste befindlichen Vor­
gesetzten schuldig, so ist wegen dieser strafbaren Hand- 
hui0cii und, wenn der Zweikampf staitgefunden hat, 
auch diescrhalb die Militärstrafgerichtsbarkeit be­
gründet.
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Wegen Beleidigung ist die Militärstrafgerichts­
barkeit nur dann begründet, wenn sie im Verkehr3 
mit dem früheren Vorgesetzten4 oder mit einer Mili­
tärbehörde begangen worden ist.

1 Es ist hiernach der Nachweis erforderlich, das; ein 
Kausalnexus zwischen der Strcnthat und der während der 
Dienstzeit dein Beschuldigten widerfahrenen Behandlung 
vorliegt.

cf. §. 30 bezüglich der gerichtSherrlichcn Zuständigkeit
3 Materiell in aus Grund des NStr.G.B., nicht des 

M.Str.G.B zu erkennen.
3 Oefsentliche Kritik wilitärischer Vorkommnisse in der 

Presse, auch die beleidigende Kritik, füllt nicht unter §. 11. 
Soweit der Thatbestand einer strafbaren Handlung in 
einer Pres;üns;erung liegt, in sie lediglich Gegenstand der 
Abunheilung durch das Eivilgcricht, auch rocmi der Ver 
sasser eines solchen Artikels eine a»is dem Dienn entlassene 
Ntilitärperson ist.

cf. Stenographischer Sitz.Bcr. S. 2116. Weigel §. II 
A. 4.

4 Der „Vorgesetzte" nun; zu den; Thaler in uumiNel 
baren dienstlichen Beziehungen gestanden haben, cf. W. 
S. 19.

Zweiter Titel.

Ausübnng der Militürstrasgerichtsbarkeit.
Erster Abschnitts

1 Begr. L. 47—56, 73 fs K.B. S. 22—29.

Allgemeine Bestimmungen.
12. Die Militärstrafgerichtsbarkeit wird durch die 

Gerichtsherren und durch die erkennenden Gerichte3 
ausgeübt.
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1 Nach §§. 12 ff. steht die Ausübung der Gerichts­
barkeit den Gerichtsherren und den erkennenden Ge­
richten zu.

Die Stellung der Gerichtsherren entspricht im Wesent­
lichen den Vorschriften der Pr. M.Str.G.O. Nur das 
Bestätigungsrecht - §. 416 A. 2 hat in dem neuen 
Verfahren seine frühere Bedeutung — Pr. M.Str.G.O. 
§§. 165 ft — verloren.

Die Befugniffe der Gerichtoherren stehen in engem 
Zusammenhang mit seiner Kommandogewalt. Sie sind 
ein Ausfluß der Vettere« und finden in ihr die Be­
grenzung.

Die Thätigkeit der Gcrichtsherren liegt auf dem Ge­
biete der Strafverfolgung, des Ermittelungsverfahrens 
und der Strafvollstreckung.

Die thatsächliche Führung der Untersuchung und 
die Vertretung der Anklage liegt in den Händen des 
GerichtSofnzierö — für das standgerichtliche Verfahren 
- und in den Händen des richterlichen Militärjustiz- 
beautten — für das kriegsgerichtliche Verfahren. Beide 
dienen als Organe des Gerichtsherrn und müssen seinen 
Anordnungen Folge leisten.

Sie übernehmen durch Mitzeichnung der Verfügungen 
die Mitverantwortlichkeit für die Gesetzlichkeit.

Differenzen entscheidet das Obcrkriegsgericht.
2 Die erkennenden Gerichte find bei der niederen 

Gerichtsbarkeit in zwei, bei der höheren in drei Instanzen 
gegliedert.

Bei der niederen Gerichtsbarkeit:
Erste Instanz: Standgericht; 
Berufungsinstanz: Kriegsgericht. 

Bei der höheren Gerichtsbarkeit: 
Erste Instanz: Kriegsgericht; 
BenlfungSinstanz: Oberkriegsgericht; 
Revisionsinstanz: Reichsmilitärgericht. 

Ausnahme: Feld- und Bordgerichte §§. 419—485.
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13. Gerichtsherren im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Befehlshaber, welchen die niedere oder die höhere 
Gerichtsbarkeit nach Maßgabe dieses Gesetzes zusteht.

Den Gcrichtsherreil der niederen Gerichtsbarkeit 
stehen Gcrichtsoffiziere zur Seite.

Den Gerichtsberren der höheren Gerichtsbarkeit 
wird die erforderliche Zahl von richterlichen Militär 
justizbeamten (Kriegsgerichtsräthc, Oberkricgsgc- 
richtsräthest zugeordnet.

1 cf. §§. 98 -102.

14. Die niedere Gerichtsbarkeit erstreckt sich nur 
auf Personell, welche nicht Offizierrang haben.'

1 cf. §§. 45 n. und §. 16 A 3

15. Die niedere Gerichtsbarkeit umfaßt:
1. die nur mit Arrest bedrohten' militärischen Ver­

gehen-
2. die Uebertretungen - 2

Der höheren Gerichtsbarkeit bleiben jedoch die­
jenigen Fälle vorbehaltell, in denen die Derhängilng 
einer Ehrenstrafc zu erwarten steht.

Im Felde ruld an Bord^ findet die Bcstimnlung 
des Absatzes 2 hinsichtlich der Versetzung in die zlveite 
Klasse des Soldatenstandes keine Allwendring.

1 cf. §§.89 Abs. 1, 90, 92, 141 Abs. 1, 146 Latz 1, 
152 Abs. 2, M.Str.G.B.

2 §. 1 Abs. 3 R.Str.Ä.B.
DaS Militär-Str.G.B. kennt keine Uebertretungen.
3 Nur kriminell strafbare Handlungen können ge­

richtlich geahndet werden. Disziplinar- und Ordnungs
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strafen werden durch Verfügung des Gerichtsherrn fest­
gesetzt. cf. §. 19 Einf.-Ges. zur M.Str.G.O.

4 cf. §ä- 6, 6 des Einf.-Ges. zur M.Str.G.O.
Die Bord- und Feldstandgerichtc können nicht auf 

Degradation, die anderen Standgerichte auch nicht auf 
Versetzung in die zweite Klasse des Soldatenstandes erkennen. 

16. Der niederen Gerichtsbarkeit bleiben außer­
dem Liberlassen, sofern nach dem Ermessen des Ge- 
ridbtöbernt1 neben einer etwaigen Einziehung keine 
höhere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen oder Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark, allein oder in Verbindung miteinander, zir 
erwarten steht:

1. die Vergehet: gegen die 64, 65, 89, 91 Ab­
satz 1, §§. 93, 94, 102, 121 Absatz 1, §§. 137, 
151 des Militärstrafgesetzbuchs,

im Felde und an Sorb2 alle militärischen Ver­
gehet:, bei denen Arreftstrafe auch ohne Fest- 
stellu::g eines minder schweren Falles zttlässtg 
tft;:L4

2. die in dem Borgen von Geld oder in der An­
nahme von Geschenken ohne Vorwissen des ge- 
meinschaftlichen Vorgesetzten bestehenden Ver­
gehen gegen $ 114 des Militärstrafgesetzbuchs;

3. die Vergehen gegen die §§. 123, 185, 223, 230, 
241, 291, 298, 303 des bürgerlichen Strafgesetz­
buchs,

int Felde und an Bord außerdem die Ver­
gehen gegen die §§. 113, 242, 246, 292, 293, 
296, 299, 304 desselben Strafgesetzbuchs-
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4. die Zuwiderhandlungen gegen die §§. 81, 83, 
84, 86 der Seemannsordnung vom 27. Dezember 
1872;

5. die Zuwiderhandlungen gegen die Forst- mib 
Feldpolizeigesetze, sowie gegen die Holz--(Forst-) 
Diebstahlsgesetze.

Die Bestimmungen des §. 15 Absatz 2 und 3 
finden Anwendung.

1 Der niederen Gerichtsbarkeit.
2 cf. §§. 5, 6 Einf.Gcs. zur M.Str.G.O.
3 Im Felde und a» Bord kommen hiernach außer 

den in Nr. 1 Satz 1 erwähnten Straftaten noch Ver­
stöße gegen die §§. 77 Satz 1, 79, 83, 87, 101, 104, 
116, 117, 120, 128, 132 Satz 1, 138 Abs. 1, 141 
Abs. 1 Satz 2. 142, 144, 146 Satz 2, 147, 148 Satz 1, 
162 Abs. 1 M.Str.G.B. in Betracht.

4 Wenn Kriegsgefangene mit Offizierrang beschuldigt
find, können auch Vergehen gegen §. 80 M.Str.G.B. 
standgerichtlich erledigt werden, da Kriegsgefangene in 
prozcfiualcr Beziehung — soweit nicht der Kaiser eine 
abändcrnde Bestimmung erläßt — den „Civilpersonell" 
gleichstchen. cf. Begr. S. 76. §. 67 Abs. 3 dieses Ges
§. 3 des Cinf.-Ges. zur M.Str.G.O.

§. 168 M.Str.G.B. enthält materielles Strafrecht.

17. Die höhere1 Gerichtsbarkeit erstreckt sich auf 
alle unter Militärstrafgerichtsbarkeit stehende Pcr- 
sonen und umfaßt ciDc3 strafbaren Handlungen.

1 cf. §§. 49—70, namentlich § 68.
2 Durch die höhere Gerichtsbarkeit wird die niedere 

umfaßt.

18. Die erkennenden Gerichte sind unabhängig 
und nur dem Gesetz unterworfen.
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Die erkennenden Gerichte sind die Standgerichtes 
die Kriegsgerichtes die Oberkriegsgerichtl? und das 
Reichsmilitärgericht>

Die Standgerichte, die Kriegsgerichte und die 
Oberkriegsgerichte treten mir auf Berufung des Ge­
richtsherrn und nur für den einzelnen Fall zusammen.^ 

Ist der Angeklagte ein General, so erfolgt die 
Berufrmg durch den zuständigen Kontingentsherrn, 
im Felde durch den Kaiser Hinsichtlich der Ad- 
mirale, sowie der Generale der Marine erfolgt die 
Berufrmg stets durch den Kaiser.

1 §§. 38—48. 2 §§. 49—64.
3 §§. 65—70. * §§. 71—92. 5 §. 261.

Zweiter Abschnitt l 
«erichtSherr.2

1 W L. 76—88. K B S. 29—81.
2 §§• 19—37 enthalten die Borschristen über die

Verleihung der Gerichtsbarkeit an die Befehlshaber. Die 
Auszählung der letzteren in nicht erschöpfend. Eine ge 
seyliche Uebertragung der (Gerichtsbarkeit konnte nur an 
diejenigen Uonnnandoinbaber erfolgen, welchen nach der 
gegenwärtigen Organisation militärische Verbände von 
größerer Bedeutung und entsprechender Stetigkeit unter- 
steNt und. 3m Uebrigen muhte es dem Verordnungs­
wege vorbehalten bleiben, die Gerichtsbarkeit dem jeweiligen 
Bedürfnisse entsprechend zu regeln, cf. §. 87.

19. Gerichtsherren der niederen Gerichtsbarkeit sind: 
1 im Heere:

der Regimentskommandeur,
derKommandeur eines sclbständigenBataillons, 

Her,,, MilitärstralüerichtSordnung. 2
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der Kommandeur eines Landwehrbezirks,* 
der Kommandant von Berlin,
der Kommandant einer kleinen Festung^

2. in der Marine:
der Kommandeur einer Matrosen- oder Werft- 

Diviston,
der Kommandeur eines selbständigen Bataillons 

oder einer selbständigen Abtheilung^
1 Auch über die Mannschaften deS BcurlaubtenstandeS. 

cf. §. 6.
3 Die Bestimmung darüber, welche Festung als eine 

„kleine" und welche als eine „große" — §. 20 Nr. 1 
— zu erachten ist, steht der Militärverwaltung zu.

ok.A.C.O. vom 81. Dezember 1888. A.D.Bl.1889 S.b.
* Die Seebatatllone, Torpedo-Abtheilungen, Artillerie- 

Abthcilungen.
Ausf.-Sest. H. Als eine „große Festung" ist die­

jenige anzusehen, deren Kommandant mindestens das 
Gehalt eines Brigadekommandeurs bezicht.

2V. Gerichtsherren der höherer: Gerichtsbarkeit sind: 

1. im Heere:
der kommandirende General,
der Divisionskommandeur,
der Gouverneur von Berlin,
der Gouverneur oder Konnnaudant einer 

großen* Festung,3 sowie
der Gouverneur, Kommandant oder sonstige 

Befehlshaber eines in Kriegszustand (Be- 
lagerungszustand) erklärten Ortes oder 
Distrikts:
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2 in der Marine:
der konnnandirende Admiral,
der Chef einer heimischen Marinestation.8

1 cf. §. 19 A 2.
2 cf. Ausf.Beft. zu §. 19
8 Marinestation der Nordsee — Wilhelmshaven. der 

Ostsee — Mel
An die Stelle des kommandirenden Admirals sind 

jetzt die Chefs der selbständigen Kommandobehörden ge­
treten. cf. Ausf.Beft. zu §. 6 des E G.

21. Hinsichtlich der Generale, welche nicht unter 
dem Befehl eines Divisionskommandeurs oder eines 
anderen dem konnnandirenden General unterstellten 
Gerichtsherrn stehen, bestimmt der zuständige Kon­
tingentsherr. * im Felde der Kaiser, diejenigen Be­
fehlshaber, welche die gerichtsherrlichen Befugnisse in 
erster oder höherer Instanz auszuiiben haben. Hin­
sichtlich der Admirale, sowie der Generale der 
Marine erfolgt diese Bestimmung in den entsprechcn- 
den Fällen stets durch den Kaiser.

1 cf. §. 4 des Gins. Wei.

22. Hat eine Festung mehrere Kommandanten, 
so steht die höhere Gerichtsbarkeit dem ersten Kom- 
mandanten (Gouverneur), die niedere Gcrichtsbarkeitl 
dem zweiten Kornmandanten zu

1 Der erste Kommandant kommt für diese Fälle nur 
als GerichtSherr der Berufungsinstanz in Betracht, 
cf. Begr. S. 78.

23. Im Verhinderungsfälle gehen die Befug- 
nisse des Gerichtsherrn auf den Stellvertreter im

2*
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Kommando! über. Diese Bestimmung findet in den 
Fällen des §. 21 keine Anwendung.?

1 Nur der unbeschränkte Stellvertreter im .Uontmanbo 
— also nicht der Ches des Stabes oder der Adjutant 
des Bezirkskommandos — ist für die Wahrnehmung der 
gcrichtsberrlichen Befugnisse zuständig, cf. §. 135.

2 C\n den Fällen des §. 21 beruht die Gerichts­
herrlichkeit auf persönlicher Berleihung.

24. Der böhcre Gcrichtsherr ist befugt, bcii lhm 
untergebenen Gcrichtsherrn anzllwcisen, eine Nnter- 
suchrlng einznleitetl oder sortzttsehen,' sowie ein Rechts­
mittel einzulegen oder zurisickzunehmen Im Nebrigen 
darf er in den Gang einer eingeleitcten Nnter- 
sllchung nicht eingreifetl.

1 Der habere Gcrichtsherr ist 31t der Anweisung, eine 
Untersuchung ein zu stell en, nicht befugt, cf. Bcgr S. 78.

25. Der Gcrichtsherr hat die Gerichtsbarkeit über 
die zu seinem Befehlsbereiche gehörenden Personen.

26. Der Gouverneur utib der Kommandant von 
Berlin, sowie die Gouverneure und Kommandanten 
von Festwlgen haben innerhalb der im §. 19 Nr. 1,

20 Nr. 1, 22 bestimmten Grenzet: die Gerichts­
barkeit über alle' ipücr Militärstrafgerichtsbarkeit 
stehende Personen, welche

1 eine strafbare Handlung gegen die allgemeine 
Sicherheit, Ruhe und Ordnung des Ortes,?

2. eine Zltmiderhalldlltng gegen eine besondere 
ht Beziehung auf die Festungswerke und 
Verthcidigmlgsmittel bestehende Anordnung,
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3. eine strafbare Handlung im Gannsondienstc 
begehen.

1 Die Gerichtsbarkeit der Fesinngskommandanten — 
Gouverneure — umfaßt nicht nur die ihnen perföitlirf) 
unterstellten, sondent auch andere, der Militärstrafgerichts 
barleit unterworfene Personen, sofern solche die tut §. 26 
erwähnten Strashandlnngen begehen, cf. auch §. 30. 

Die Gerichtsbarkeit ist eine ausschließliche. Ausahme: 
§§. 38 Abs. 1, 34, 36.

3 Nicht jeder Straßenunnlg, jede Wirthshausschlägerci, 
an welcher Militürperionen theilgenommen baben, unter 
fällt der Gerichtsbarkeit des Kommandanten. Diese Gerichts­
barkeit tritt vielmehr nur bei denjenigen Ausschreitungen 
ein, welche sich als Störung des allgemeinen, örtlichen 
Nechtsfriedens darstellen und geeignet sind, bei den Orts 
bewohnern überhaupt oder doch bei einem größeren Theile 
derselben das Gefühl der Nechtsnnncherhcit hcrvorzurusett 
und die ttnter Umständett eine umfangreichere und 
gesteigerte Thätigkeit der zur Aufrechterhaltung der öffent­
lichen Ordnung berufenen Organe erfordern. cf.Begr. 3.80.

27. Der Gouverneur, Konlmandant oder sonstige 
Befehlshaber eines in Kriegszustand (Belagcrungs- 
zustand)l erklärten Lrtes oder Distrikts hat die Ge­
richtsbarkeit (§. 20) über alle zur Besatzung gehörettde 
Militärpersotten.

1 cf. §. 7 der Pr. Ges. vom 4. Juni 1861 Ges. S. 451 ff. 
über den Belagerungszustand und Art. 68 der Neichö- 
verfasfung.

28. Detachirte Theile eines militärischen Ver­
bandes können für die Dauer der Detachirung der 
Gerichtsharkeit eines anderen Gerichtsherrn unter­
stellt tverden.l
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1 Die Unterstellung erfolgt im Verordnungswege, 
cf. §. 37 dieses Gesetzes und §. 7 des Einf.-Ges. 

Die sonstigen Bcfehlsbesugnisse bleiben unberührt.
Auss.Kest. A. Erfolgt in Friedenszeiten innerhalb 

eines Armeekorpsbereichs eine Detachirung, welche eine 
Nebertragung der gerichtsherrlichen Befugnisse wünschens- 
werth macht, so hat der konnnandirendc General durch 
das Kriegsminisierium Meine Entscheidung herbcizuführen. 

Ausf.Dest. W. In der Marine hat der Chef der 
selbständigen Kommandobehörde (Ausf. Best. zu §. 6 E G.) 
durch den Reichskanzler (Rcichs-Marine-Amt) die Ent­
scheidung des Kaisers herbeizufnhren.

29. Einem nnlitärifcfjen1 Verbände vorüber­
gehend überwiesene Personen sind für die Dauer 
der Ucberweisung2 hinsichtlich oer Gerichtsbarkeit 
taut Gerichtshcrrn dieses Verbandes unterstellt.

1 3 B Kriegs- und Marineakademie; Militär-Reit- 
Institut; Militür-Turn-Anstalt; Schiebschulen.

2 Wird der Beschuldigte vor Erhebung der Anklage 
oder der Zustellung der Strafverfügung seinem Truppen- 
theile zurücküberwiesen, so regelt sich die Zuständigkeit 
nach §. 259.

Ausf. Drft. A. «. M. Gehören der Beschuldigte 
und der militärische Verband, dem er überwiesen ist, ver­
schiedenen selbständigen Kontingenten an, so hat der 
Gcrichtshcrr vor Verfügung der Anklage oder vor Erlaß 
einer Strafverfügung bei der Stelle, welche die Ueber- 
weisung verfügt hat, die Entscheidung über Fortdauer­
oder Zurücknahme der Neberweisung (vergleiche §. 259) 
herbeizusühren.

Diese Bestimmung findet auf die Angehörigen der 
Marine sinngemäße Anwendung.

30. Unter Militärstrafgerichtsbarkeit stehende 
Personen^ für welche ein Gerichtsherr nicht aus-
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drücklich bestimmt ist, sind der Gerichtsbarkeit des 
Divisionskommandeurs unterstellt, in dessen Bezirke 
sie sich befinden oder die That verübt haben. In 
Berlin, sowie in Festungen tritt die Zuständigkeit 
der Gouverneure oder Kommandanten, im Bereiche 
der heimischen Marillestationen die der Chefs dieser 
Stationen ein.

Unter mehreren zuständigen Gerichtsherren hat 
derjenige den Vorzug, welcher der: Beschuldigtell 
verhaftet oder zuerst das Ermittelungsoerfahren an­
geordnet hat.2

1 Diese Bestimmung kommt namentlich in den Fällen 
der §. 1 Nr. 7; §. 5 Nr. 4; §§. 10, 11 in Betracht. 
Die in Berlin garnisonirenden Marinepersonen gehören 
hiernach zu der Zuständigkeit des Gouverneurs von Berlin.

2 Eine anderweitige Vereinbarung seitens der Gerichts­
herren ist nicht ausgeschlossen, cf. Begr. S. 82.

Ausf.-Kest. A. n. M. Der „Bezirk des Divisions­
kommandeurs" umfaßt die Aushebungsbezirke der ihm 
unterstellten Brigaden.

3U Von dem kommandirenden General (Admiral) 
wird, abgesehen von dem Verfahren im Felde ulld 
an Bord (88- 419 bis 435), sowie vorbehaltlich der 
Bestimmung des §. 21, die Gerichtsbarkeit nur in 
der Rechtsbeschwerde- oder Berufungsinstanz aus­
geübt. Militärische Verbände und einzelne Militär­
personen, lvelche ullmittelbar unter dem Befehle des 
kommandirelldell Gellerals (Admirals) stehell, silld, 
soweit dies hierllach erforderlich, hinsichtlich der 
Strafverfolgung eillem anderen Gerichtsherrn zu 
ullterstellell.
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Diese Bestimmungen finden auf die sonstigen Ge­
richtsherren der höheren Gerichtsbarkeit hinsichtlich der 
zur Zuständigkeit der Standgerichte gehörigen Sachen 
entsprechende Anwendung. Das Gleiche gilt in den 
Fällen des §. 30.

Die Unterstellung erfolgt in den Fällen des ersten 
Absatzes durch den kommandircnden General 
lAdmiral), in den Fällen des zweiten Absatzes, wenn 
der höhere Gerichtsherr ein Divisionskommmrdeur 
oder ein Marinestationschef ist, durch diesen, im 
Uebrigen, soweit nicht dieses Gesetz Bestimmung 
getroffen hat ($. 22-, durch die Militärjustizver­
waltung.

1 Etwaige Nuzutrnglichkeiten, welche dann entstehen 
können, wenn ein mit Gerichtsbarkeit erster Instanz ver 
ievener Befehlshaber unter Beibehaltung feines Kommandos 
den als Gerichtsherrn der höheren Instanz fungirenden 
Befehlshaber im Kommando zu vertreten hat. — cf. §. 28 — 
werden im Berordnungswege zu beseitigen fein. cf. §. 87.

32.1 Stehen Strafsachen dadurch im Zusammetl- 
hange, dah eine Person mehrerer strafbarer Hand­
lungen beschuldigt wird, von denen eine der höheren, 
eilte andere der niederen Gerichtsbarkeit unterliegt, 
so sann2 der höhere GerichtSherr and) diese an sich 
ziehen.

Ist wegen einer der strafbaren Handlungell 
bereits die Anklage erhoben oder eine Straf- 
verfügung zugestellt, so kann die Verbindung nur 
durch Beschluß des gemeinsamen oberen Gerichts^
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auf Antrag eines der zuständigen Gerichtsherren 
erfolgen.

In gleicher Weise sann die Verbindung wieder 
aufgehoben werden.

1 cf. §§. 2ff. R.Ltr.P.O.
2 Der (HcrichtSherr wird feine Entscheidung von der 

prozessualen Zweckmäßigkeit abhängig machen. Hat der 
Beschuldigte neben dem schweren Vergehen mehrere, der 
niederen (Gerichtsbarkeit untersallende Strafhandlungen 
begangen, w kann der (Äerichtoherr einzelne der letzteren 
an sich ziehen und die übrigen der standgerichtlichen ©r 
ledigung überlassen

3 Der Beschluß kanu im Anschluß an eine Lprnch- 
sitzung erfolgen, cf K B. S. 30.

33* Wird eine Person mehrerer strafbarer 
Handlungen beschuldigt, welche theils zur Zuständig­
keit eines nnt der höheren Gerichtsbarkeit versehenen 
Gouverneurs oder Kommandanten, theils zur Zu- 
standigkeit eines anderen Genchtsherrn gehören, so 
steht die Strafverfolgung hinsichtlich sämmtlicher 
strafbarer Handlungen demjenigen Gerichtsherrn 
zu, lvelcher für die schwerere Strafthat zuständig 
ist.' Maßgebend in dieser Beziehung ist die an­
gedrohte Strafart, bei Strafen gleicher Art das 
höchste zulässige Mab derselben. Bei sich gleich­
stehenden Strafandrohlmgen haben die dem Be­
schuldigten vorgesetzten Gerichtsherren den Vorzug.

Die Bestimmungen des 8 32 Absatz 2 und 3 
finden Anwendung

Gehören Strafsachen der niederen Gerichtsbarkeit
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theils zur Zuständigkeit eines nur mit niederer Ge­
richtsbarkeit versehenen Kommandanten, theils zur 
Zuständigkeit eines anderen Gerichtsherrn, so steht 
dem Erstgenannten die Strafverfolgung hinsichtlich 
sämmtlicher strafbarer Handlungen zu.

1 Anderweitige Vereinbarung ist auch hier, wie im 
Falle des §. 80 zulässig.

34. Sind bei einer strafbaren Handlung mehrere 
Personen als Thäter/ Theilnehmer, Begünstiger 
oder Hehler beschuldigt und stehen die Beschuldigten 
unter der Gerichtsbarkeit verschiedener Gerichtsherren, 
so kann der Gerichtsherr, welcher der gemeinschaft­
liche Vorgesetzte ist, die Verbindung der Strafsachen 
und ihre gemeinsame Verfolgung anordnen

Ist ein gemeinschaftlicher höherer Gerichtsherr 
nicht vorhanden, so haben die betreffenden kom- 
mandirenden Generale, und weint einer der Be­
schuldigten der Marine angehört, der kommandirende 
General und der kommandirende Admiral dar­
über sich zu verständigen, welcher Gerichtsherr die 
Strafverfolgung zu übernehmen hat. Findet hier­
über eine Einigung nicht statt, so steht, sofern die 
betheiligten kommandirenden Generale derselben 
Militärverwaltung angehören, die Entscheidung dem 
zuständigen Kontingentsherrn, andernfalls dem 
Kaiser zu. Der Gouverneur von Berlin steht in 
dieser Beziehung einem kommandirenden General 
gleich.
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Ist gegen eilren Beschuldigten die Anklage bereits 
erhoben, oder ist ihm eine Strafverfügulrg bereits 
zugestellt, so sann die Verbindung nur durch Be­
schluß des gemeinsamcll oberen Gerichts auf Antrag 
eines der zuställdigell Gerichtsherreli erfolgen. 

In gleicher Weise samt die Verbindung wieder 
aufgehoben werden.

1 cf. A 2 zu §. 4.

35. Die Bestimmungell des §. 34 finden bei 
strafbaren Handlungen, welche nad) ihrem gesetz­
lichen Thatbestände das Zusanmlenwirken Mehrerer 
voraussehen, entsprechende Anwendung.'

1 3- V 3weikmnpf; Fahnenflucht int Komplott; 
Ausruhr

36. Bestehen zwischell mehreren Gerichtsherren 
Zrveifel darüber, lvelcher der zuständige ist, so ent­
scheidet l der ihnen gemeinsam vorgesetzte Gerichts­
herr lmd in Erlnangelullg eines solchen das gemein- 
same obere Gericht.

1 Falls eine Bcreinbarung nicht möglich ist.

37. Im Verordnungswege' kann, soweit besolldere 
Verhältnisse es erfordern,- die Gerichtsbarkeit der in 
den 88- 19, 20, 22 bezeichneten Befehlshaber auf 
bestimmte Truppentheile oder Militärverbände ein­
geschränkt oder ausgedehnt, sowie auch anderen Be­
fehlshabern Gerichtsbarkeit verliehen werden.
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2 cf. §. 7 deS Einf.-Ges.
Ausf. Krst. H. 1. Den kommandirenden Generalen 

werden in gerichtsherrlicher Beziehung gleichgestellt: 
der Gouvenieur von Berlin,
der Ches der 2andgendarmerie, 
in Kriegszeiten die stellvertretenden (oniimui 
direnden Generale

2. Den Divisionskommandeuren werden in genchts 
herrlicher Beziehung in Kriegszeiten gleichgestellt: 

die stellvertretenden Infanterie - Brigadekom 
mandeure,
der Inspekteur der immobilen Garde Infanterie.

8. Lind militärische Verbände oder einzelne Militär­
personen seitens der kommandirenden Generale nach 
§. 31 Absatz 1 der Militärstrafgerichtsordnung hin­
sichtlich der Strafverfolgung einem anderen Gerichts 
Herrn zu unterstellen, so soll die -Zuweisung, soweit 
nicht in den folgenden ^kümmern ein Anderes be­
stimmt ist, an die Divisionskommandeure erfolgeu. 

Das Fuszartillerieregiment von Hinderst» (Pom 
merscheö) Nr. 2 ist ungetheilt der 4. Division, das 
Badische Fuszartillerie-Negiment Nr. 14 ungetheilt 
der 29. Division zuzuweisen.

Die Divisiottskommandeure haben ferner die.höhere 
Gerichtsbarkeit über die Angehörigen der'^and- 
gendannene.

4. Unbeschadet der Bestimmungen der §§. 26, 26 der 
Militärstrafgerichtsordnung haben:

a) die Gouverneure und ersten Kommandanten grober 
Festungen die höhere Gerichtsbarkeit über die un 
gctheilt in der Festung ganrisonirenden Fub- 
artillerie-Regimenter, die Pionier-Bataillone, die 
Telegraphen-BataiUone und die Train-Bataillone, 
sowie über die am Orte befindlichen Militär­
behörden, ntilitärischen Institute und Stäbe,
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soweit nicht die letzteren zn dem Befehlsbereich 
cineS Divisionskommandeurs gehören;

b) die Kommandanten kleiner Festungen und die 
zweiten Stoninmnbantcn grober Festungen die 
niedere Gerichtsbarkeit über die am Orte befind­
lichen Stäbe, welche nicht anderen Gerichtsherrcn 
der niederen Gerichtsbarkeit unterstellt sind, sowie 
über die daselbst befindlichen Militärbehörden und 
militänschen Institute, deren Vorsteher nicht selbst 
die niedere Gerichtsbarkeit haben.

5. Die niedere Gerichtsbarkeit wird verliehen:
dem Kommandeur der Schlobgardekompagnie, 
bcii Kommandeuren der Infanterie-, der Feld­
artillerie und der Fußartillerie-Schießschule, 
den Kommandeuren der Unteromzierschulen. 
dem Kommandeur des Militärknabenerziehungs- 
ittuitnts in Annaburg,
dem Kommandeltr der Omzierreitschule, 
dem Kommandeur der Kavallerieunteroffizierschulc, 
dem Kommandeur der Oberseucrwerkcrschule, 
dem Vorsteher der Bersuchsabtheilung der Artillerie 
Prüfungskommission.
dem Direktor der Militnrcisenbahn,
dem Kommandeur der ^uftschinerabtheilung, 
den Gendarmerie-Brigadiers,
den Konuuandeuren der Kriegsschulen, 
dem Kommandeur der Hauptkadetteuansialt. 
dem Inspekteur der ErsatzeSkadrons.

6. Für die Garnison Berlin tritt folgende Regelung 
ein.

a) die Bestimmung in '.Ur 4 findet aus das Garde­
korps keine Anwendung. Für dieses gilt lediglich 
die Vorschrift in Nr. 3 Absatz 1;

b) die Stäbe und Behörden des III. Armeekorps, 
die Landwehr-Inspektion Berlin und die Bezirks 
kouunandos Berlin I—IV unterstehen der Gerichts-


